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SPD-Abgeordnete der Hamburgischen Bürgerschaft 
für den Wahlkreis 15 / Bergedorf 

Dienstaufsicht nicht vor Ort, sondern in diesen 

Förderzentren liegen.  Dies ist anders als bisher. 

Das Personal der Integrationsklassen und der 

integrativen Regelschulen hatte eine einheitliche  

Fach- und Dienstaufsicht  in den integrativen 

Schulen.   

Da nicht jede Schule schnell inklusive Schule 

werden kann, soll in jedem Anmeldeverbund 

zumindest eine integrative Primarschule  und in 

jeder Region eine integrative Stadtteilschule 

vorhanden sein.  Wobei unklar bleibt, ob mit 

dieser Unterscheidung die gleichen Gebiete ge-

meint sind. Und warum Gymnasien bei der Be-

hördenplanung nicht genannt werden, ist gänz-

lich unerfindlich. 

Der ausdrückliche Hinweis in einem behördli-

chen „Eckpunktepapier“: „Die bereits bestehen-

den I- und IR-Klassen wachsen mit heutiger 

Ausstattung auf.“, lässt befürchten, dass auch an 

Einsparungen gedacht wird. 

Die kommende Debatte im Schulausschuss der 

Bürgerschaft wird noch sehr intensiv. Die Her-

ausforderung, die vor Hamburger Schulen liegt, 

ist groß. Für die SPD wird Maßstab der Ent-

wicklung das Wohl der Kinder sein, wie es 

schon vor den von Beust-Regierungen war. 

(Gerhard Lein) 

 

 

Neue Mitarbeiter an Bord - Jakub 

Wozniak und Nils Springborn 

 

Seit kurzer Zeit haben wir jugendliche, männli-

che Verstärkung in unserem Büro-Team. Die 

beiden Studenten Jakub Wozniak und Nils 

Springborn werden uns Abgeordnete bei unserer 

Arbeit im Abgeordnetenbüro und für unseren 

Wahlkreis unterstützen. 

Jakub Wozniak 

Jakub ist 25 Jahre und Student 

der Sozialökonomie. Er wird 

sich in Zukunft vor allem um 

die Homepagebetreuung und 

um die Büroorganisation 

kümmern. Er ist Mittwochs 

(13-17 Uhr) und Freitags (16-

17 Uhr) unter 040/253 32 104  

zu erreichen. 

Auf dem Weg zur inklusiven Schule 
 

Alle Schülerinnen und Schüler mit besonderem 

Förderbedarf haben das Recht,  in eine allgemei-

ne Schule zu gehen! 

Auf Drängen der SPD-Fraktion hatte sich die 

Regierung im Herbst letzten Jahres entschlos-

sen, ihren ursprünglich geplanten Passus bei der 

Schulgesetznovellierung zu ändern und deutli-

cher an die neue UN-Behindertenrechts-

Konvention anzupassen.  

Weil die Zeit drängt, denn Eltern müssen Klar-

heit über ihre neuen Rechte haben, hatte die 

SPD-Fraktion in einer großen Anfrage 

(19/4650) den Stand der Umsetzung des neuen § 

12 im Schulgesetz erfragt.   

Kern: Der jahrelange Entwicklungs-Stillstand 

bei der Integration Behinderter in den Schulen 

seit Beginn der Amtszeit des Bürgermeisters 

von Beust im Jahre 2001 wurde erneut klar! 

Hamburg wurde von seiner Spitzenreiterposition 

in dieser Sache auf ein Mittelfeld im Bundeslän-

dervergleich zurückgedrängt.  

Neu ist: Die Eltern aller Kinder mit sonderpäda-

gogischem Förderbedarf haben das Recht zum 

kommenden Schuljahr eine allgemeine Schule 

beginnend mit den Jahrgangsstufen 1 und 5 zu 

wählen.  In der Parlamentsdebatte am 21.1. wur-

de deutlich, dass die Behörde plant, sog. sonder-

pädagogische Bildungszentren einzurichten, die 

für Diagnose, Beratung, Förderung und Unter-

richt in allen Schulformen zuständig sein soll.  

Und auch für das sonderpädagogische Personal 

in integrativ arbeiten Schulen soll die Fach- und 

ĂF¿r die SPD wird MaÇstab der Entwick-

lung das Wohl der Kinder sein.ñ 


